
Thüringer Verordnung über außerordentliche Sondermaßnahmen zur Eindämmung einer 
sprunghaften Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 

 

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit den §§ 28, 29, 30 Abs. 1 Satz 2 und § 31 des 
Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385) und § 7 Abs. 1 der Thüringer 
Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten und zur Übertragung von Ermächtigungen nach 
dem Infektionsschutzgesetz (ThürIfSGZustVO) vom 2. März 2016 (GVBl. S. 155), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 21. September 2020 (GVBl. S. 501), verordnet 
das Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie und 

aufgrund des § 32 Satz 1 IfSG und § 7 Abs. 2 ThürIfSGZustVO verordnet das Ministerium für 
Bildung, Jugend und Sport im Einvernehmen mit dem Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit, Frauen und Familie: 

 

§ 1 Anwendungsvorrang 

(1) Ergänzend zu den Bestimmungen der Zweiten Thüringer SARS-CoV-2-Infektionsschutz-
Grundverordnung (2. ThürSARS-CoV-2-IfS-GrundVO) vom 7. Juli 2020 (GVBl. S. 349), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 20. Oktober 2020 (GVBl. S. 544), und 
den Bestimmungen der Thüringer Verordnung über die Infektionsschutzregeln zur 
Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in Kindertageseinrichtungen, der 
weiteren Jugendhilfe, Schulen und für den Sportbetrieb (ThürSARS-CoV-2-KiJuSSp-VO) vom 
19. August 2020 (GVBl. S. 430) gelten die Bestimmungen dieser Verordnung. 

(2) Bei Abweichungen haben die Bestimmungen dieser Verordnung Vorrang; insoweit treten 
die Bestimmungen der Zweiten Thüringer SARS-CoV-2-Infektionsschutz-Grundverordnung 
sowie der Thüringer Verordnung über die Infektionsschutzregeln zur Eindämmung der 
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in Kindertageseinrichtungen, der weiteren 
Jugendhilfe, Schulen und für den Sportbetrieb zurück. 

(3) Weitergehende Anordnungen und Maßnahmen nach § 13 2. ThürSARS-CoV-2-IfS-
GrundVO bleiben unberührt. 

 

§ 2 Kontaktbeschränkung 

Jede Person ist angehalten, die physisch-sozialen Kontakte zu anderen Personen außer zu den 
Angehörigen des eigenen Haushalts und Personen, für die ein Sorge- oder Umgangsrecht 
besteht, auf ein absolut nötiges Minimum zu reduzieren. 

 



§ 3 Kontaktbeschränkungen in der Öffentlichkeit 

(1) Der Aufenthalt in der Öffentlichkeit ist nur allein, mit Angehörigen des eigenen Haushalts 
und eines weiteren Haushalts, jedoch mit insgesamt höchstens zehn Personen, gestattet. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für 

1. 1Versammlungen, Veranstaltungen, Zusammenkünfte, Sitzungen und Beratungen nach 
§ 8 2. ThürSARS-CoV-2-IfS-GrundVO, 

2. berufliche und amtliche Tätigkeiten sowie die erforderliche Bewirtschaftung 
landwirtschaftlicher und forstwirtschaftlicher Flächen einschließlich erforderlicher 
Jagdausübung, 

3. Aufenthalte im öffentlichen Raum zum Zweck der Berichterstattung durch Vertreter 
von Presse, Rundfunk, Film oder anderen Medien, 

4. die Benutzung des öffentlichen Personenverkehrs und von Kraftfahrzeugen, 
5. Beerdigungen und standesamtlichen Eheschließungen sowie 
6. Gruppen einer Einrichtung oder eines Angebotes nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 

ThürSARS-CoV-2-KiJuSSp-VO. 

  

§ 4 Private Reisen, Übernachtungsangebote 

(1) Jede Person ist angehalten, auf nicht notwendige private Reisen und Besuche sowie auf 
tagestouristische Ausflüge zu verzichten. 

(2) Entgeltliche Übernachtungsangebote dürfen nur für glaubhaft notwendige, insbesondere für 
medizinische, berufliche und geschäftliche Zwecke zur Verfügung gestellt werden. 
Übernachtungsangebote für touristische Zwecke sind untersagt; bereits aufgenommene Gäste 
müssen ihren Aufenthalt bis zum 5. November 2020, 12 Uhr beenden. Beherbergungsbetriebe, 
die ausschließlich Übernachtungsangebote für andere als in Satz 1 genannte Zwecke 
unterbreiten, sind zu schließen. 

(3) Gastronomische Bereiche von Beherbergungsbetrieben dürfen ausschließlich den Tagungs- 
und Übernachtungsgästen zur Verfügung stehen. 

 

§ 5 Schullandheime, Heimvolkshochschulen, Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe mit Beherbergungsbetrieb 

(1) Schullandheime und Heimvolkshochschulen sind zu schließen. Weiterhin sind 
Einrichtungen, die im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe, Angebote der Jugendarbeit oder 
der Fortbildung von ehrenamtlichen und hauptamtlichen Fachkräften mit Beherbergung 
anbieten, zu schließen. Bereits aufgenommene Gäste müssen ihren Aufenthalt bis zum 5. 
November 2020, 12 Uhr beenden. 

(2)   Einrichtungen nach Absatz 1 Satz 2 sind insbesondere 



1. Jugendbildungseinrichtungen, 
2. Einrichtungen der Kinder- und Jugenderholung, 
3. Selbstversorgerhäuser und gleichartige Unterbringungsformen sowie 
4. die Landessportschule Bad Blankenburg. 

 

§ 6 Veranstaltungen, Freizeiteinrichtungen und -angebote, Sport  

(1) Veranstaltungen nach § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 sowie Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 3 
2. ThürSARS-CoV-2-IfS-GrundVO sind untersagt. Ausnahmegenehmigungen können auf 
Antrag von der zuständigen Behörde nach § 12 Abs. 1 2. ThürSARS-CoV-2-IfS-GrundVO 
erteilt werden, soweit dies im Einzelfall aus infektionsschutzrechtlicher Sicht vertretbar ist. 

(2) Angebote und Einrichtungen, die der Freizeitgestaltung zuzuordnen sind, sind für den 
Publikumsverkehr zu schließen. Angebote und Einrichtungen nach Satz 1 sind: 

1. Theater, Opern, Konzerthäuser und ähnliche Einrichtungen, Kinos, 
2. Museen, ausgenommen entgeltfreie bildungsbezogene Angebote, 
3. Ausstellungen, ausgenommen Messen im Sinne des § 64 der Gewerbeordnung in der 

Fassung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202) in der jeweils geltenden Fassung ohne 
Freizeitzwecke, 

4. Freizeitparks und Anbieter von Freizeitaktivitäten, 
5. geschlossene Räume der zoologischen und botanischen Gärten sowie in Tierparks, 
6. Spielhallen, Spielbanken, Wettbüros und ähnliche Einrichtungen, 
7. Prostitutionsstätten im Sinne des Prostituiertenschutzgesetzes vom 21. Oktober 2016 

(BGBl. I S. 2372) in der jeweils geltenden Fassung, Bordelle und ähnliche 
Einrichtungen, 

8. Schwimm-, Freizeit- und Erlebnisbäder sowie Thermen, mit Ausnahme medizinisch 
notwendiger Angebote der Vorsorge und Rehabilitation, des Schwimmunterrichts nach 
Absatz 3 Satz 2 Nr. 2 und des Trainings- und Wettkampfbetriebs nach Absatz 3 Satz 3, 

9. Saunen, 
10. Fitnessstudios und ähnliche Einrichtungen, mit Ausnahme medizinisch notwendiger 

Angebote der Rehabilitation. 

(3) Der Freizeitsport und der organisierte Sportbetrieb auf und in allen öffentlichen und nicht 
öffentlichen Sportanlagen sowie unter freiem Himmel außerhalb von Sportanlagen sind 
untersagt. Ausgenommen sind 

1. der Individualsport ohne Körperkontakt, insbesondere Reiten, Tennis, Golf, 
Leichtathletik, Schießsport und Radsport allein, zu zweit oder mit Angehörigen des 
eigenen Haushalts und 

2. der Sport- und Schwimmunterricht nach den Lehr, -Ausbildungs- und Studienplänen. 

Abweichend von Satz 1 ist der Trainings- und Wettkampfbetrieb von Profisportvereinen sowie 
von olympischen und paralympischen Kaderathleten (Olympiakader, Perspektivkader, 
Nachwuchskader 1, Nachwuchskader 2, Spitzenkader des Deutschen 
Behindertensportverbandes) nach Maßgabe der Infektionsschutzkonzepte erlaubt. 
Sportveranstaltungen mit Zuschauern sind untersagt. Abweichend von § 49 Abs. 2 Satz 4 
ThürSARS-CoV-2-KiJuSSp-VO sind Profisportvereine im Sinne dieser Verordnung Vereine 



im Sinne des Vereinsrechts und aus Sportvereinen ausgegliederte Profi- oder 
Semiprofisportabteilungen, die als juristische Personen des Privatrechts organisiert sind und am 
Lizenzspielbetrieb der 1. bis 3. Liga in einer Spielsportart im professionellen und 
semiprofessionellen Bereich teilnehmen. 

 

§ 7 Gaststätten  

(1) Gaststätten im Sinne des Thüringer Gaststättengesetzes vom 9. Oktober 2008 (GVBl. S. 
367) in der jeweils geltenden Fassung sind für den Publikumsverkehr zu schließen. 

(2) Von der Schließung nach Absatz 1 sind ausgenommen: 

1. die Lieferung und die Abholung mitnahmefähiger Speisen und Getränke, 
2. der nicht öffentliche Betrieb von Kantinen- und Mensen. 

 

§ 8 Groß- und Einzelhandel 

Geschäfte und Betriebe des Groß- und Einzelhandels haben neben den 
infektionsschutzrechtlichen Maßgaben sicherzustellen, dass sich in den Geschäfts- und 
Betriebsräumen nicht mehr als ein Kunde pro 10 m2 Verkaufsfläche aufhält. 

 

§ 9 Arbeitsschutz 

Arbeitgeber im Sinne des § 2 Abs. 3 des Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG) vom 7. August 1996 
(BGBl. I S. 1246), zuletzt geändert durch Artikel 293 der Verordnung vom 19. Juni 2020 
(BGBl. I S. 1328), sind verpflichtet, soweit die Betriebe nicht nach den Bestimmungen dieser 
Verordnung zu schließen sind, ein hohes Niveau des Arbeitsschutzes zum Schutz der Sicherheit 
und Gesundheit der Beschäftigten im Sinne des § 2 Abs. 2 ArbSchG zu gewährleisten. Sie 
haben die Gefährdungsbeurteilung nach § 5 ArbSchG und die betriebliche Pandemieplanung 
unter Beachtung der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel in der Fassung vom 20. August 2020 
(GMBl. Nr. 24 S. 484)*) anzupassen. Im Rahmen der Überprüfung der Gefährdungsbeurteilung 
und der Ableitung der erforderlichen Maßnahmen hat auch die Anpassung der bestehenden 
betrieblichen Infektionsschutzkonzepte zu erfolgen. Zu den Maßnahmen kann auch die 
Gewährung von Heimarbeit oder mobilem Arbeiten gehören. 

  

§10 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten richtet sich nach § 73 IfSG und dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten in der Fassung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602) in der jeweils 
geltenden Fassung. 



(2) Ordnungswidrigkeiten werden nach § 73 Abs. 2 IfSG mit einer Geldbuße von bis zu 
25 000 Euro geahndet. 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 1a Nr. 24 in Verbindung mit den §§ 32 und 28 
Abs. 1 Satz 1 und 2 IfSG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 3 Abs. 1 sich mit mehr oder anderen als den zugelassenen Personen in der 
Öffentlichkeit aufhält und keine Ausnahme nach § 3 Abs. 21 vorliegt, 

2. entgegen § 4 Abs. 2 Satz 1 Übernachtungsangebote für nicht glaubhaft notwendige 
Zwecke zur Verfügung stellt, 

3. entgegen § 4 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1 Satz 1 Übernachtungsangebote für touristische 
Zwecke oder entgegen § 4 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 über den zulässigen Zeitpunkt 
hinaus zur Verfügung stellt, 

4. entgegen § 4 Abs. 2 Satz 3 Beherbergungsbetriebe nicht schließt, 
5. entgegen § 4 Abs. 3 gastronomische Bereiche seines Beherbergungsbetriebs auch 

anderen als Tagungs- und Übernachtungsgästen zur Verfügung stellt, 
6. entgegen § 6 Abs. 1 Satz 1 als verantwortliche Person untersagte Veranstaltungen ohne 

Ausnahmegenehmigung nach Satz 1 durchführt, 
7. entgegen § 6 Abs. 2 als verantwortliche Person geschlossene Angebote und 

Einrichtungen, die der Freizeitgestaltung zuzuordnen sind, nicht schließt, betreibt oder 
wiedereröffnet, 

8. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 1 untersagten Freizeitsport durchführt oder daran teilnimmt, 
soweit keine Ausnahme nach Satz 2 oder Satz 3 vorliegt, 

9. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 1 als verantwortliche Person organisierten Sportbetrieb 
durchführt, soweit keine Ausnahme nach Satz 2 oder Satz 3 vorliegt, 

10. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 4 als verantwortliche Person Sportveranstaltungen mit 
Zuschauern durchführt, 

11. entgegen § 7 Abs. 1 als verantwortliche Person Gaststätten nicht schließt, betreibt oder 
wiedereröffnet, soweit keine Ausnahme nach Abs. 2 vorliegt, 

12. entgegen § 8 als Verantwortlicher im Groß- und Einzelhandel nicht sicherstellt, dass 
sich in den Geschäfts- und Betriebsräumen nicht mehr als ein Kunde pro 10 m2 
Verkaufsfläche aufhält. 

(4) Die verantwortliche Person nach Absatz 3 bestimmt sich nach § 5 Abs. 2 2. ThürIfS-
GrundVO. 

 

§ 11 Parlamentsvorbehalt 

Die für Infektionsschutz zuständigen Ministerien haben im Rahmen ihrer jeweiligen 
Zuständigkeit diese Verordnung ganz oder teilweise zu ändern oder aufzuheben, sofern der 
Landtag durch Beschluss dazu auffordert. 

 

 

 



§ 12 Einschränkung von Grundrechten 

Durch diese Verordnung werden die Grundrechte der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 
Satz 2 des Grundgesetzes, Artikel 3 Abs. 1 Satz 2 der Verfassung des Freistaats Thüringen), 
der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 des Grundgesetzes, Artikel 10 der Verfassung des 
Freistaats Thüringen) und der Freizügigkeit (Artikel 11 des Grundgesetzes, Artikel 5 Abs. 1 der 
Verfassung des Freistaats Thüringen) eingeschränkt. 

 

§ 13 Gleichstellungsbestimmung 

Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verordnung gelten jeweils für alle Geschlechter. 

 

§ 14 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 2. November 2020 in Kraft und mit Ablauf des 30. November 2020 
außer Kraft. 

 


